
2017/36/Stn 1. Februar 2018

Stellungnahme
Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte

Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Auf Ersuchen des Landgerichts Mönchengladbach in der rechtshängigen Sache [. . . ]
gegen [. . . ], Aktenzeichen [. . . ], gibt die Clearingstelle EEG|KWKG1 gemäß § 81
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG 20172, § 29a Abs. 1 VerfO3 am 1. Februar 2018 folgende
Stellungnahme ab:

Der Kläger und seine damalige Ehefrau sind im Zeitraum vom
1. Mai 2013 bis zum 31. März 2015 gemeinsam Betreiber der Foto-
voltaikanlage an der Immobilie [. . . ] in [. . . ] im Sinne des § 3 Nr. 2
EEG 2012 und ab dem 1. August 2014 im Sinne des § 5 Nr. 2 i. V. m.
§ 100 Abs. 1 EEG 2014 gewesen.

1 Verfahren

Das oben genannte Gericht hat die Clearingstelle mit Schreiben vom 13. Juli 20171
zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 zu folgen-
der Frage ersucht:

Ist der Kläger im Zeitraum vom 1. Mai 2013 bis zum 31. März 2015
Betreiber der Fotovoltaikanlage an der Immobilie [. . . ] in [. . . ] im Sinne
des § 3 Nr. 2 EEG 20124 gewesen ?

1Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle. Sofern vorliegend auf bis zum 31.12.2017 beschlossene
Verfahrensergebnisse der Clearingstelle Bezug genommen wird, wurden diese von der Clearingstelle
EEG beschlossen.

2Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 21.07.2014
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Förderung von Mieterstrom und zur
Änderung weiterer Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes v. 17.07.2017 (BGBl. I S. 2532),
nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://
www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe.

3Verfahrensordnung der Clearingstelle i. d. F. v. 18.08.2017, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/downloads, im Folgenden: VerfO.

4Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 25.10.2008
(BGBl. I S. 2074), zuletzt geändert durch Art. 5 des dritten Gesetzes zur Neuregelung energiewirt-
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Die Clearingstelle hat das Stellungnahmeverfahren durch Beschluss vom 6. Oktober2
2017 angenommen.

Die Clearingstelle ist gemäß § 29a Abs. 2 VerfO mit ihrem Vorsitzenden Dr. Lovens-3
Cronemeyer, dem Mitglied Dr. Brunner und der rechtswissenschaftlichen Koordina-
torin Baera besetzt. Die Beschlussvorlage haben die rechtswissenschaftliche Koordi-
natorin Baera und das Mitglied Dr. Brunner erstellt.

Die Clearingstelle ist gemäß § 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017, § 5 Abs. 3, § 29a4
Abs. 1 VerfO zur Abgabe einer Stellungnahme zu der vom Gericht gestellten Frage
berufen, da die Frage die Anwendung einer der in § 81 Abs. 2 EEG 2017 genannten
Rechtsvorschriften betrifft.

2 Begründung

2.1 Sachverhalt

Nach Durchsicht der übersandten Verfahrensakten ist die Clearingstelle für die in5
dieser Stellungnahme zu begutachtende Frage von folgendem Sachverhalt ausgegan-
gen:

Der Kläger und seine damalige Ehefrau planten Anfang 2012, Solaranlagen (im Fol-6
genden: Anlage) auf ihrem Einfamilienhaus in [. . . ] zu errichten. Beide waren Eigen-
tümer des mit dem Einfamilienhaus bebauten Grundstücks. Der Kläger beauftragte
die Firma [. . . ] (im Folgenden: Errichter) mit der Projektierung und Errichtung der
Anlage.

Am 8. März 2012 gewährte die Bausparkasse [. . . ] (im Folgenden: Bausparkasse) dem7
Kläger und seiner damaligen Frau aufgrund des gemeinsamen Bausparvertrags (Bau-
sparvertragsnummer [. . . ]) ein Darlehen. Zur Sicherung aller gegenwärtigen und
künftigen Ansprüche der Bausparkasse aus der Geschäftsbeziehung und dem Dar-
lehensvertrag traten der Kläger und seine ehemalige Ehefrau ihre künftigen Forde-
rungen auf Zahlung der Einspeisevergütung aus dem EEG gegen die Beklagte, die
das Netz für die allgemeine Versorgung betreibt, wirksam an die Bausparkasse ab. In

schaftsrechtlicher Vorschriften v. 20.12.2012 (BGBl. I S. 2730), außer Kraft gesetzt durch Art. 23
Satz 2 des Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Än-
derung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nach-
folgend bezeichnet als EEG 2012. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.
clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2012/arbeitsausgabe.
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der Abtretungserklärung sind beide als Sicherungsgeber und Anlagenbetreiber auf-
geführt. Das Darlehen wurde durchgängig von der Ehefrau des Klägers bedient, so
dass die Bausparkasse von der Sicherungsabtretung in der Folge keinen Gebrauch
machte.

Am 14. März 2012 erstellte der vom Kläger beauftragte Errichter einen Finanzplan8
für die Anlage, in dem der Kläger als Anlagenbetreiber aufgeführt wurde. Der Plan
beinhaltet die künftigen Erlöse aus der Einspeisevergütung, die Betriebskosten, die
zu erwartenden Reparaturrückstellungen sowie den jährlichen Überschuss in Rela-
tion zu der Investitionsauszahlung ab dem Inbetriebnahmezeitpunkt.

Am 15. März 2012 wurde die Anlage auf dem Einfamilienhaus mit einer installier-9
ten Gesamtleistung von 13,26 kWp in Betrieb genommen. Die Beklagte zahlte die
Einspeisevergütung in der Folgezeit auf das gemeinsame Konto der Eheleute.

Der Kläger war in verschiedenen Dokumenten im Zusammenhang mit der Fertig-10
stellung der Anlage und den entsprechenden Mitteilungen an die Beklagte als al-
leiniger Anlagenbetreiber eingetragen. Dies betrifft das Datenblatt für die Anlage,
welches zudem die vom Anlagenbetreiber zu bestimmende Betriebs- und Fahrwei-
se der Anlage5 sowie deren Ertragsprognosen enthält. Am 15. März 2012 gab der
Kläger gegenüber der Beklagten zudem eine „Eigenerklärung zum Einspeisemana-
gement von PV-Anlagen mit einer installierten Gesamtmodulleistung kleiner/gleich
30 kWp und einem Inbetriebnahmezeitpunkt ab dem 01.01.2012“ sowie eine weitere
zur Inbetriebnahme der Anlage ab, wobei beide Dokumente ihn als Anlagenbetrei-
ber ausweisen. In der „Fertigmeldung/Inbetriebsetzung“ vom gleichen Tag ist der
Kläger weiterhin als Anschlussnutzer aufgeführt.

Im Jahr 2013 trennten sich der Kläger und seine Ehefrau. Der Kläger zog im Mai11
2013 aus der gemeinschaftlich gehaltenen Immobilie aus und befand sich im Jahr
2013 ganzjährig in stationärer Behandlung. Im Zuge der Trennung erwirkte die Ehe-
frau des Klägers eine Kontaktsperre durch Gerichtsbeschluss. Seit dem Auszug hatte
der Kläger keinen direkten Zugriff mehr auf die Anlage.

Die Ehefrau des Klägers übersandte am 15. April 2013 eine Einzugsermächtigung12
an die Beklagte, aus der sich primär die Erlaubnis ergab, laufende Rechnungs- bzw.
Abschlagsbeträge sowie ggf. rückständige Beträge fortan von ihrem Konto einzu-
ziehen. Sie änderte die Kundenanschrift sowie die Anschrift der Einspeisestelle auf
ihren Namen um.
5Hier gewählt: Eigenverbrauch mit Stromüberschusseinspeisung ins öffentliche Netz.
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Die Beklagte zahlte daraufhin die Einspeisevergütung im Folgezeitraum – von Mai13
2013 bis März 2015 – an die Ehefrau des Klägers.

Die Ehefrau des Klägers zog zum 30. April 2015 aus der Immobilie aus.14

Der Kläger war im streitgegenständlichen Zeitraum auch bei der Bundesnetzagen-15
tur als Anlagenbetreiber gemeldet. Darüber hinaus war er alleiniger Steuerschuldner
im Zusammenhang mit der Verwendung der Anlage und er führte die anfallende
Umsatzsteuer ab.

Die Parteien sind sich außerdem darüber einig, dass der Kläger im Schadensfall im16
Zusammenhang mit der Anlage hätte haften müssen.

Im Übrigen wird auf den Schriftsatz der Beklagten vom 19. Juli 2016 (Blatt [. . . ] der17
Gerichtsakte) und die Schriftsätze des Klägers vom 9. August 2016 (Blatt [. . . ] der
Gerichtsakte) sowie 13. November 2017 Bezug genommen.

Die Parteien streiten darüber, ob der Kläger berechtigt ist, von der Beklagten die18
Zahlung der Einspeisevergütung für Stromeinspeisungen von Mai 2013 bis März
2015 an sich zu verlangen und ob er als Anlagenbetreiber im Sinne von § 3 Nr. 2
EEG 2012 einzuordnen ist. Insbesondere ist streitig, ob die Beklagte die an die Ehe-
frau des Klägers geleisteten Zahlungen in dem verfahrensgegenständlichen Zeitraum
mit Erfüllungswirkung gezahlt hat.

Der Kläger behauptet, dass das ihm und seiner damaligen Ehefrau gewährte Darle-19
hen (vgl. Rn. 7) der Finanzierung der Anlage diene. Nachdem er zunächst behaup-
tete, er habe die Kosten für die Errichtung der Anlage und ihre Unterhalts- bzw.
Betriebskosten allein getragen, behauptet er nunmehr, dass die Planung und Errich-
tung der Anlage aus dem gemeinsamen Darlehen finanziert worden sei. Dies gelte
auch für die Deckung der laufenden Kosten der Anlage. Dass er seit seinem Aus-
zug keinen direkten Zugriff mehr auf die Anlage gehabt habe, sei insbesondere dem
Umstand geschuldet gewesen, dass seine ehemalige Ehefrau auf seine Anfragen nicht
reagiert habe. Vor allem im streitbefangenen Zeitraum habe sie ihm den Zutritt zum
gemeinsamen Haus verwehrt, so dass er in diesem Zeitraum keine Verfügungsgewalt
über die Anlage hatte.

Des Weiteren trägt er vor, mit der Beklagten einen Einspeisevertrag geschlossen zu20
haben. Das Dokument befinde sich jedoch im Besitz seiner ehemaligen Ehefrau und
könne daher nicht zum Nachweis vorgelegt werden.

Er meint zudem, der alleinige Anlagenbetreiber zu sein. Auch die Beklagte selbst21
sehe ihn als Anlagenbetreiber an.
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Die Beklagte behauptet, dass kein schriftlich oder mündlich geschlossener Einspei-22
severtrag existiere, da der Abschluss eines Vertrags im EEG nicht vorgesehen sei.
Sie erklärt außerdem ihr Nichtwissen bezüglich des gemeinsam von den damaligen
Eheleuten geschlossenen Darlehensvertrags in Rn. 7 und ob dieser der Planung, Er-
richtung und der Deckung der Unterhaltskosten der streitgegenständlichen Anlage
diene. Sie meint, dass ausweislich der zur Akte gereichten Dokumente der Kläger
im streitgegenständlichen Zeitraum das Absatz- und Ausfallrisiko – z. B. etwaige
Einnahmeausfälle aufgrund technischer Defekte oder Witterungseinflüsse – sowie
etwaige Aufwendungen – bspw. Reparatur-, Wartungs- bzw. Unterhaltskosten der
Anlage – getragen habe.

2.2 Würdigung

Nach wertender Gesamtbetrachtung (vgl. hierzu Rn. 27) sind der Kläger und seine23
damalige Ehefrau vom 1. Mai 2013 bis zum 31. März 2015 gemäß § 3 Nr. 2 EEG 2012
und ab dem 1. August 2014 gemäß § 5 Nr. 2 i. V. m. § 100 Abs. 1 EEG 20146 gemein-
sam Anlagenbetreiber der Anlage (vgl. Rn. 30 ff.) gewesen. Dem steht nicht entge-
gen, dass die damalige Ehefrau des Klägers auf ihre Veranlassung hin die Einspeise-
vergütung erhielt (vgl. Rn. 32) und der Kläger im verfahrensgegenständlichen Zeit-
raum nicht mehr in der gemeinschaftlich gehaltenen Immobilie wohnte (vgl. hierzu
Rn. 36 ff.).

2.2.1 Prüfungsmaßstab: Anlagenbetreiberbegriff

Der Begriff der Anlagenbetreiberin bzw. des -betreibers ist im EEG in § 3 Nr. 224
EEG 20127 definiert. Dieser lautet:

„Anlagenbetreiberin oder Anlagenbetreiber [ist], wer unabhängig vom
Eigentum die Anlage für die Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas nutzt“.8

6Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 21.07.2014
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes zur Digitalisierung der Energiewende v.
29.08.2016 (BGBl. I S. 2034), nachfolgend bezeichnet als EEG 2014. Arbeitsausgabe der Clearingstelle
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2014/arbeitsausgabe.

7Das EEG 2012 galt bis zum 31.07.2014, ab dem 01.08.2014 galt sodann der inhaltsgleiche § 5 Nr. 2
EEG 2014 und seit dem 01.01.2017 gilt der § 3 Nr. 2 EEG 2017.

8Einfügung in eckigen Klammern und Hervorhebungen nicht im Original.
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Aufgrund der gesetzlichen Definition ist für die Bestimmung der Anlagenbetrei-25
bereigenschaft das Eigentum an der (verfahrensgegenständlichen) Anlage unbeacht-
lich.9 Anlagenbetreiber ist vielmehr jede natürliche oder juristische Person, die die
tatsächliche Sachherrschaft über die Anlage ausübt, ihre Arbeitsweise eigenverant-
wortlich bestimmt und sie auf eigene Rechnung zur Stromerzeugung nutzt, mithin
das wirtschaftliche Risiko trägt.10 Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer ist somit
nur dann Anlagenbetreiberin bzw. -betreiber, wenn sie bzw. er selbst die mit dem
Anlagenbetrieb verbundenen Aufwendungen übernommen hat und ihr bzw. ihm
deshalb auch die Vorteile dessen einschließlich der Förderzahlungen zustehen.11

Um zu bestimmen, wer Anlagenbetreiberin bzw. -betreiber ist, ist eine Gesamtbe-26
wertung im Einzelfall anhand der tatsächlichen Umstände vorzunehmen, wobei ins-
besondere die Kostenlast, das wirtschaftliche Risiko und die wirtschaftliche und tat-
sächliche Verfügungsmacht zu betrachten sind.12 Insgesamt ist für die Bestimmung
der Anlagenbetreiberin bzw. des -betreibers die zivilrechtliche Ausgestaltung der
Verhältnisse entscheidend.13 Folglich sind auch die vertraglichen Vereinbarungen
zwischen den Beteiligten maßgeblich.14 In Grenzfällen muss eine Gesamtabwägung
der Umstände im Einzelfall erfolgen, bei der es entscheidend auf die Frage ankommt,
wer das wirtschaftliche Risiko des Anlagenbetriebs trägt.15

2.2.2 Gemeinsame Anlagenbetreibereigenschaft der ehemaligen Eheleute

Obgleich einige Umstände für die alleinige Anlagenbetreiberschaft des Klägers einer-27
seits (s. Rn. 28 und Rn. 33 ff.) und seiner ehemaligen Frau andererseits (vgl. Rn. 29)
9Vgl. bereits ebenso Clearingstelle, Votum v. 23.04.2010 – 2008/42, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2008/42, Rn. 42.

10Vgl. ähnlich bereits Clearingstelle, Votum v. 23.04.2010 – 2008/42, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2008/42, Rn. 44., KG Berlin, Urt. v. 31.10.2016 –
2 U 78/14 .EnWG, zitiert nach juris, BGH, Urt. v. 13.02.2008 – VIII ZR 280/04, abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/2866, Rn. 15 ; OLG Hamburg, Urt.
v. 05.07.2016 – 9 U 156/15, zitiert nach juris, Rn. 58; Salje, EEG Kommentar, 7. Aufl. 2015, § 5
Rn. 17.

11Clearingstelle, Votum v. 23.04.2010 – 2008/42, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/votv/2008/42, Rn. 46; Salje, EEG Kommentar, 7. Aufl. 2015, § 5 Rn. 14 ff.

12Reshöft in: Reshöft/Schäfermeier, EEG-Kommentar, 4. Aufl. 2014, § 3 Rn. 45; Hennig/von Bre-
dow/Valentin in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Ekardt, EEG Kommentar, 4. Aufl. 2015, § 5 Rn. 27.

13Salje, EEG Kommentar, 5. Aufl. 2009, § 3 Rn. 147.
14Hennig/von Bredow/Valentin in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Ekardt, EEG-Kommentar, 4. Aufl.

2015, § 5 Rn. 31; KG Berlin, Urt. v. 31.10.2016 – 2 U 78/14 .EnWG, zitiert nach juris; Oschmann
in: Altrock/Oschmann/Theobald, EEG Kommentar, 4. Aufl. 2013; § 3 Rn. 48.

15So auch Schumacher in: Säcker, EEG 2014 Energierecht Sonderband, 3. Aufl. 2015, § 5 Rn. 35.
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sprechen, sind im verfahrensgegenständlichen Zeitraum beide zusammen – gleich-
berechtigte – Anlagenbetreiber der Gemeinschaftsanlage gewesen (vgl. Rn. 30 ff.). In
Grenzfällen, in denen die Anlagenbetreibereigenschaft nicht eindeutig zugeordnet
werden kann, kommt es in der Gesamtabwägung entscheidend darauf an, welche
(natürliche oder juristische) Person das wirtschaftliche Risiko des Anlagenbetriebs
trägt (vgl. bereits Rn. 26). Vorliegend trugen der Kläger und seine ehemalige Ehefrau
die Kostenlast und folglich das überwiegende wirtschaftliche Risiko des Anlagenbe-
triebs im streitgegenständlichen Zeitraum – und darüber hinaus – gemeinsam.

Für die Einordnung des Klägers als alleinigen Anlagenbetreiber spricht zwar, dass er28
im streitgegenständlichen Zeitraum bei einem Schadensfall im Zusammenhang mit
der verfahrensgegenständlichen Anlage haften musste (vgl. Rn. 16). Darüber hinaus
war er alleiniger Steuerschuldner und führte aufgrund der Einkünfte aus der Einspei-
severgütung, deren wirtschaftliche Nutznießerin die damalige Ehefrau des Klägers
im verfahrensgegenständlichen Zeitraum war, die Einkommens- und Umsatzsteuer
ab.

Für die alleinige Anlagenbetreibereigenschaft der ehemaligen Frau des Klägers29
spricht hingegen, dass sie im streitgegenständlichen Zeitraum auf ihre Veranlassung
hin allein unmittelbare wirtschaftliche Nutznießerin der Einspeisevergütung war
und die tatsächliche Verfügungsgewalt über die Anlage ausübte, da sie zu diesem
Zeitpunkt das Einfamilienhaus allein bewohnte.

Dies steht der Einordnung der ehemaligen Eheleute als gemeinsame – gleichberech-30
tigte – Anlagenbetreiber jedoch nicht entgegen. Denn der Kläger und seine damalige
Ehefrau verfolgten als gemeinsamen Zweck den Betrieb einer Gemeinschaftssolar-
anlage. Hierzu haben sie nach freier Würdigung zur Überzeugung der Kammer der
Clearingstelle und ausweislich der zur Akte gereichten Abtretungserklärung ein ge-
meinsames Darlehen aufgenommen, welches der Planung, Finanzierung und De-
ckung der laufenden Unterhaltskosten der Anlage – auch für den streitgegenständli-
chen Zeitraum – diente. Nicht schlüssig und objektiv nachvollziehbar hat der Kläger
hingegen dargelegt, dass er – wie zunächst behauptet – die Kosten für die Errichtung
der Anlage und die laufenden Unterhalts- bzw. Betriebskosten allein trug. Da es sich
hierbei um für ihn günstige anspruchsbegründende Tatsachen handelt, hat er diese
darzulegen und im Zweifel zu beweisen.16 Der Kläger ist jedoch von diesem Sach-
vortrag im Nachgang mit Schriftsatz vom 13. November 2017 abgerückt und gibt
16So auch bereits Oschmann in: Altrock/Oschmann/Theobald, EEG Kommentar, 4. Aufl. 2013, § 3

Rn. 48.
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seither an, dass die Kosten für die Planung, Errichtung und den Betrieb der Anlage
aus dem gemeinsamen Darlehen mit seiner ehemaligen Ehefrau beglichen wurden.
Letzteres hält die Kammer der Clearingstelle nach freier Würdigung für überzeu-
gend.17 Dem steht auch nicht entgegen, dass die Beklagte – mit dem Kläger zunächst
übereinstimmend – vorträgt, der Kläger habe die Betriebs- und Instandshaltungskos-
ten der Anlage im streitgegenständlichen Zeitraum allein getragen. Denn zum einen
ist der Kläger von diesem übereinstimmenden Vortrag im Nachhinein abgerückt und
zum anderen sind die zur Akte gereichten Unterlagen, auf die sich die Beklagte zur
Untermauerung ihrer Behauptung bezieht, nicht zum Nachweis dieses Umstands ge-
eignet. Weder das Datenblatt der Anlage noch die Fertigmeldung/Inbetriebsetzung
vom 15. März 2012 (vgl. Rn. 10) geben Aufschluss darüber, ob der Kläger im streit-
befangenen Zeitraum die Betriebs- und Instandshaltungskosten der Anlage allein ge-
tragen hat.

Die Beklagte kann außerdem nicht pauschal ihr Nichtwissen darüber erklären, dass31
die ehemaligen Eheleute ein gemeinsames Darlehen aufgenommen haben, welches
der Planung, Finanzierung und Deckung der laufenden Unterhaltskosten der An-
lage – auch für den streitgegenständlichen Zeitraum – diente. Ein Bestreiten von
Tatsachen mit Nichtwissen ist gemäß § 138 Abs. 4 ZPO18 nur möglich, wenn diese
Tatsachen weder eigene Handlungen der Beklagten noch Gegenstand ihrer eigenen
Wahrnehmung gewesen sind. Vorliegend war der Beklagten jedoch bekannt, dass der
Kläger mit seiner Ehefrau ein gemeinsames Darlehen aufgenommen hat, das der Fi-
nanzierung der Anlage diente. Denn sie hat die Abtretungserklärung, aus der die
damaligen Eheleute als gemeinsame Darlehensnehmer hervorgehen, mit Schriftsatz
vom 19. Juli 2016 (Blatt [. . . ] der Gerichtsakte) selbst eingebracht und darauf hin-
gewiesen, dass die damalige Frau des Klägers das Darlehen zur Finanzierung der
Anlage allein aus eigenen Mitteln bediente. Letzteres steht dem Umstand, dass beide
gemeinsam das wirtschaftliche Risiko der Anlagenfinanzierung trugen, jedoch nicht
entgegen. Denn beide waren Darlehensnehmer und hafteten damit gleichermaßen als
Darlehensschuldner. Sie trugen somit gemeinschaftlich die im Zusammenhang mit
der Anlage anfallende Kostenlast (Planungs- und Errichtungskosten sowie Betriebs-
17Eine Partei ist nicht gehindert, ihr Vorbringen im Laufe des Rechtsstreits zu ändern, insbesondere

zu präzisieren, zu ergänzen oder zu berichtigen. Erst im Zuge der Beweiswürdigung ist gemäß § 286
Zivilprozessordnung (ZPO) widersprüchliches Parteivorbringen frei zu würdigen, vgl. BGH, Urt.
v. 05.07.1995 – KZR 15/94, zitiert nach juris, Rn. 9 ff.

18Zivilprozessordnung (ZPO) in der Fassung der Bekanntmachung v. 05.12.2005 (BGBl. I S. 3202;
2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), zuletzt geändert durch Art. 11 Abs. 15 des Gesetzes v. 18.07.2017
(BGBl. I S. 2745).
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und Instandhaltungskosten), welche sie auch im streitgegenständlichen Zeitraum aus
dem gemeinsam aufgenommenen Darlehen beglichen. Außerdem trugen sie das mit
dem Anlagenbetrieb einhergehende Ausfall- und Absatzrisiko bei der Stromproduk-
tion (z. B. aufgrund technischer Defekte oder Witterungseinflüsse) gemeinsam.19

Dem steht nicht entgegen, dass die Einspeisevergütung im streitgegenständlichen32
Zeitraum auf das alleinige Konto der ehemaligen Ehefrau überwiesen wurde, weil
sie zuvor eine Einzugsermächtigung an die Beklagte gesandt hatte, aus der sich pri-
mär die Erlaubnis ergab, laufende Rechnungsbeträge sowie ggf. rückständige Beträge
fortan von ihrem Konto einzuziehen und Abschlagsbeträge auf dieses Konto anzu-
weisen. Denn es ist bereits zweifelhaft, ob die damalige Ehefrau zur einseitigen Än-
derung der Kontoverbindung berechtigt war. Unklar ist zudem, ob sie hierdurch
das Vergütungsausfallrisiko bei Produktionsausfall ausschließlich auf sich verlagern
wollte. Für Letzteres liegen der Kammer der Clearingstelle keine Anhaltspunkte
vor. Neben dem Vergütungsausfallrisiko ist für die (wirtschaftliche) Risikobetrach-
tung auch das Darlehensausfallrisiko einzubeziehen. Wie die allgemeine Lebenser-
fahrung zeigt, werden Darlehen zur Finanzierung einer Solaranlage üblicherweise
aus der Einspeisevergütung einer Anlage finanziert. Auch in diesem Fall wurde ei-
ne Abtretung der Vergütungsansprüche durch beide Eheleute als Darlehensnehmer
gegenüber der darlehensgebenden Bausparkasse erklärt. Insoweit sind Vergütungs-
ausfallrisiko und Darlehenshaftung im engen Zusammenhang zu betrachten. Indi-
ziell zu berücksichtigen ist außerdem, dass den ehemaligen Eheleuten zunächst die
Erträge aus der Anlage gemeinsam zuflossen, denn die Beklagte zahlte die Einspei-
severgütung anfangs auf ihr Gemeinschaftskonto. Sie waren damit beide zunächst
unmittelbare wirtschaftliche Nutznießer der Einspeisevergütung und betrieben die
Anlage gemeinsam auf eigene Rechnung. Ob ein etwaiger Verstoß gegen Absprachen
im Innenverhältnis seitens der damaligen Ehefrau vorliegt, weil sie nicht zur einseiti-
gen Änderung der Kontoverbindung berechtigt gewesen ist, bedarf vorliegend keiner
Aufklärung und kann die (Mit-)Anlagenbetreibereigenschaft des Klägers auch nicht
entfallen lassen. Denn dies betrifft etwaige Rückforderungsansprüche des Klägers
gegen seine Ehefrau und ergibt sich zusätzlich aus den vertraglichen Beziehungen
zwischen dem Kläger, dessen ehemaliger Ehefrau und der Beklagten. Grundsätzlich
war jedenfalls auch der Kläger berechtigt, die Vergütung im streitbefangenen Zeit-
19Bspw. beglichen der Kläger und seine ehemalige Ehefrau die Wartungs- und Instandhaltungskosten

aus dem gemeinsamen Darlehen und wollten hierdurch zugleich einem Stromproduktionsausfall
aufgrund technischer Defekte vorbeugen. Sie trugen demnach das Ausfall- und damit einhergehende
Absatzrisiko.
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raum zu erhalten und damit die Anlage – wie seine damalige Ehefrau – auf eigene
Rechnung zu nutzen. Gegenteiliges wurde nicht vorgetragen.

Dass der Kläger hingegen in verschiedenen Dokumenten im Zusammenhang mit der33
Fertigstellung der Anlage und der Mitteilung an die Beklagte als alleiniger Anlagen-
betreiber eingetragen ist, ist allenfalls als ein Indiz für dessen Stellung als Anlagen-
betreiber zu werten. Denn die Frage, ob der Kläger als Anlagenbetreiber einzuord-
nen ist, ist das Ergebnis der rechtlichen Auslegung und Anwendung von § 3 Nr. 2
EEG 2012, das durch eine formale Bezeichnung des Klägers als Anlagenbetreiber in
den zur Akte gereichten Dokumenten nicht vorweggenommen werden kann. Dies
gilt ebenso für den Umstand, dass der Kläger und seine Ehefrau in der Abtretungs-
erklärung formal als Anlagenbetreiber bezeichnet werden. Gleiches gilt außerdem
dafür, dass die Beklagte selbst den Kläger als Anlagenbetreiber ansieht.

Rein indizielle Wirkung kommt insbesondere auch der Gegebenheit zu, dass der34
Kläger das Datenblatt zum Anlagenbetrieb (Eigenverbrauch mit Stromüberschuss-
einspeisung, vgl. Rn. 10) ausgefüllt und als Anlagenbetreiber unterzeichnet hat. Da
nichts Gegenteiliges vorgetragen wurde, bspw. dass die Eheleute den Betrieb gemein-
sam bestimmt haben, und zwischenzeitlich keine Änderung des Anlagenbetriebs
vorgenommen wurde, ist dies als Indiz dafür zu werten, dass der Kläger den Anla-
genbetrieb – auch im streitgegenständlichen Zeitraum – durchgängig allein bestimmt
hat.

Allenfalls indiziell zu werten ist ebenso der Umstand, dass der Kläger bei der35
BNetzA als Anlagenbetreiber gemeldet war. Denn auch die Registrierungsdaten
im PV-Meldeportal haben wie diejenigen im Anlagenregister gemäß § 7 Abs. 4
AnlRegV20 und diejenigen im Marktstammdatenregister gemäß § 8 Abs. 3 MaStRV21

keine feststellende Wirkung im Hinblick auf das Vorliegen von Tatsachen. Durch
die Registrierung der Anlage wird somit nicht das Vorliegen einzelner förderrele-
vanter Umstände festgestellt. Es werden lediglich die Angaben „ihres Betreibers“
gespeichert. Die Prüfung, ob die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme einer
Förderung nach dem EEG tatsächlich vorliegen, obliegt weiterhin dem jeweiligen
20Verordnung über ein Register für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energi-

en und Grubengas (Anlagenregisterverordnung - AnlRegV) v. 01.08.2014 (BGBl. I S. 1320), zuletzt
durch Art. 10 des Gesetzes v. 22.12.2016 (BGBl. I S. 3106), außer Kraft gesetzt am 01.09.2017 durch
Art. 2 der MaStRV v. 10.04.2017, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/anlregv.

21Verordnung über das zentrale elektronische Verzeichnis energiewirtschaftlicher Daten (Markt-
stammdatenregisterverordnung – MaStRV) v. 10.04.2017 (BGBl. I, S. 842), zuletzt geändert
durch Art. 5 des Gesetzes v. 17.07.2017 (BGBl. I, S. 2532), alle Fassungen abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mastrv.
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Netzbetreiber. Streitigkeiten über das tatsächliche Vorliegen gemeldeter Umstände
können nicht über das Register ausgefochten werden, da die Übermittlungspflicht
und die Verantwortlichkeit für die Daten beim jeweiligen „Betreiber“ liegen.22 Zu
den förderrelevanten Umständen gehört im weitesten Sinne auch, ob die registrieren-
de Person Anlagenbetreiberin bzw. -betreiber ist. Denn nur sie hat einen Anspruch
auf Zahlung der Einspeisevergütung gegenüber dem Netzbetreiber. Eine feststellen-
de Wirkung scheidet daher auch bezüglich dieser Angabe aus.

Gegen die Einordnung des Klägers als (Mit-)Anlagenbetreiber spricht nicht, dass er36
die gemeinschaftlich gehaltene Immobilie im streitgegenständlichen Zeitraum nicht
mehr bewohnte und nicht selbst die tatsächliche Sachherrschaft über die Anlage aus-
üben konnte, weil er keinen direkten Zugriff mehr auf die Anlage hatte. Die Aus-
übung der tatsächlichen Sachherrschaft ist nach der Verkehrsauffassung aufgrund der
Wertung aller Umstände und für die Erlangung strenger als für die Fortdauer zu be-
urteilen.23 Notwendig ist eine gewisse Dauer und Festigkeit der Beziehung zur Sache
und eine Zugänglichkeit, die aufgrund physischer Innehabung oder Achtung anderer
vor fremden Besitz eine jederzeitige Einwirkung auf die Sache ermöglicht.24 Die tat-
sächliche Sachherrschaft entfällt nicht bereits, wenn der Eigentümer nur theoretisch
auf die frei zugängliche Sache Zugriff hat oder diese vorübergehend nicht ausüben
kann.25 Dass der Kläger sich im Jahr 2013 vorübergehend in stationärer Behandlung
befand, berührt damit grundsätzlich nicht die Ausübung seiner tatsächlichen Sach-
herrschaft über die Anlage. Gleiches gilt für die von der damaligen Ehefrau erwirkte
Kontaktsperre. Denn es wurden weder Inhalt26, Zeitpunkt noch -dauer dieser Kon-
taktsperre dargelegt.

Allerdings ist der Kläger im Mai 2013 aus der gemeinschaftlich gehaltenen Immo-37
bilie ausgezogen und hatte ab diesem Zeitpunkt keinen direkten Zugriff mehr auf
die Anlage. Eine jederzeitige Einwirkung war ihm faktisch daher nicht mehr mög-
lich. Auf diesen Umstand kann es vorliegend jedoch nicht ankommen. Denn die
jederzeitige Einwirkung auf die Anlage war dem Kläger nur deshalb nicht möglich,
weil ihm seine ehemalige Ehefrau im gesamten streitgegenständlichen Zeitraum den
22Vgl. Referentenentwurf zur MaStRV v. 27.02.2017, abrufbar unter https://www.clearingstelle-

eeg-kwkg.de/mastrv/material, S. 55; Entwurf zur AnlRegV v. 14.07.2014, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2014/urfassung/material, S. 54.

23Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, 76. Aufl. 2017, § 854 Rn. 2.
24Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, 76. Aufl. 2017, § 854 Rn. 3.
25Vgl. ähnlich zur vorübergehenden Hinderung an der Ausübung: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch,

76. Aufl. 2017, § 1353 Rn. 6.
26Bspw. ist unklar, ob die Kontaktsperre personen- oder auch ortsbezogen ist.
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Zutritt zur Immobilie sowie zur Anlage verwehrte; dies hat der Kläger plausibel
dargelegt und wurde auch nicht bestritten. Aufgrund des Eheverhältnisses gemäß
§ 1353 Abs. 1 Satz 2 BGB war der Kläger jedoch auch im verfahrensgegenständlichen
Zeitraum – neben seiner Ehefrau – gleichberechtigter Mitbesitzer der gemeinsam er-
worbenen Anlage i. S. d. § 866 BGB27. Aus diesem Grund hätte die ehemalige Frau
dem Kläger die Nutzung der Anlage gestatten müssen.28 Es bestehen jedenfalls keine
Anhaltspunkte dafür, dass der Kläger seiner Ehefrau die Anlage aufgrund der Tren-
nung zum alleinigen Gebrauch überlassen wollte. Mit seinem trennungsbedingten
Auszug wollte der Kläger auch nicht etwa seinen Mitbesitz an der Anlage und damit
seine Zugriffsmöglichkeit auf sie aufgeben. Dass er weiterhin (generellen) Besitzwil-
len hatte und seine tatsächliche Sachherrschaft über die Anlage erhalten wollte, die
er bis zu dem verfahrensgegenständlichen Zeitraum mit seiner ehemaligen Ehefrau
gemeinsam ausgeübt hatte, zeigt sich letztendlich daran, dass er bei seiner Ehefrau
immerfort anfragte, ihm den Zutritt zu dem gemeinsamen Haus zu gewähren. Diese
reagierte entweder nicht auf die Anfragen oder verwehrte ihm den Zutritt. Es beste-
hen keine Anhaltspunkte für die Kammer der Clearingstelle, diese Darstellung des
Klägers anzuzweifeln. Auch wurde nicht dargelegt, ob oder inwieweit die erwirkte
Kontaktsperre die ehemalige Ehefrau berechtigte, dem Kläger den Zutritt zur Anlage
zu verwehren (vgl. bereits Rn. 36).

Darüber hinaus sind vorliegend keine allzu hohen Anforderungen an die Ausübung38
der tatsächlichen Sachherrschaft bzw. die jederzeitige direkte Einwirkungsmöglich-
keit des Klägers zu stellen, die ohnehin nur einen Anknüpfungspunkt in der Gesamt-
betrachtung zur Bestimmung seiner Anlagenbetreibereigenschaft darstellen. Erfor-
derlich ist, dass der Betreiber seine Anlage betrieblich steuern bzw. führen kann. Er
muss dergestalt auf die Anlage einwirken können, dass ein störungs- und schadens-
freier Anlagenbetrieb erfolgen kann. Hierzu bedarf es seines jederzeitigen faktischen
Zugriffs auf die Anlage nicht. Dies gilt beispielsweise für die Wartung oder die In-
standhaltung der Anlage. Hierfür ist grundsätzlich ausreichend, wenn der Betreiber
Dritte beauftragt, um einen störungs- oder schadensfreien Anlagenbetrieb gewähr-
27Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung v. 02.01.2002 (BGBl. I S. 42,

2909; 2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes v. 20.07.2017 (BGBl. I S. 2787).
28Vgl. bspw. Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, 76. Aufl. 2017, § 1353 Rn. 6 oder BGH, Beschl. v.

25.06.2004 – IXa ZB 29/04, zitiert nach juris, wonach aus dem Gebot der ehelichen Lebensgemein-
schaft die Pflicht folgt, sich die gegenseitige Benutzung der ehelichen Wohnung und des Hausrats zu
gestatten. Der daraus resultierende i. d. R gleichberechtigte Mitbesitz löst nach Maßgabe des § 866
BGB bei Besitzentzug – auch noch nach der Trennung (vgl. § 1361a BGB) – possessorischen Besitz-
schutz aus.
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leisten zu können. Der beauftragte Dritte wäre vorliegend jedenfalls nicht von der
von der ehemaligen Ehefrau erwirkten Kontaktsperre betroffen. Ein jederzeitiger
direkter Zugriff ist ebenfalls für die Bestimmung der Anlagenfahrweise nicht erfor-
derlich. Die grundsätzliche Betriebsart der Anlage (Eigenverbrauch mit Stromüber-
schusseinspeisung) hat der Kläger vorliegend im Datenblatt der Anlage jedenfalls
(mit-)bestimmt (vgl. Rn. 34). Eine darüber hinausgehende Einwirkungsmöglichkeit
auf die Fahrweise ist nicht erforderlich, da bei Solaranlagen – insbesondere bei sol-
chen, die in Eigenverbrauch mit Stromüberschusseinspeisung betrieben werden – in
der Regel kein bestimmter Fahrplan für den Anlagenbetrieb festgelegt und verfolgt
wird.

Ob die Eheleute im verfahrensgegenständlichen Zeitraum auch eine sog. Ehegatten-39
innengesellschaft bildeten, kann vorliegend offen bleiben. Denn sie würden ohnehin
einzeln zu Anlagenbetreibern, wenn es sich um ein gemeinsam betriebenes „Gemein-
schaftskraftwerk“ handelt und die Betreiber in einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts
(GbR) i. S. d. §§ 705 ff. BGB organisiert sind, da dieser in der Regel die Rechtsfähig-
keit abgesprochen wird.29 Dass der Kläger und seine ehemalige Ehefrau nach außen
als Gesellschaft (Außen-GbR) am Rechtsverkehr teilnehmen wollten, ist vorliegend
nicht ersichtlich.

Baera Dr. Brunner Dr. Lovens-Cronemeyer

29Hennig/von Bredow/Valentin in: Frenz/Müggenborg/Cosack/Ekardt, EEG Kommentar, 4. Aufl.
2015, § 5 Rn. 27; Salje, EEG Kommentar, 7. Aufl. 2015, § 5 Rn. 19.
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